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Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Saarfrage 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Auf welche Weise trägt die Bundesregierung bei den gegenwär- 
tigen Verhandlungen zur Saarfrage dem am 2. Juli 1953 durdi 
den Deutschen Bundestag einstimmig gefaßten Beschluß Rechnung, 

daß das Saargebiet nach deutschem und internationalem Recht 
ein Teil Deutschlands innerhalb der Grenzen von 1937 ist; 

daß bei Vertragsverhandlungen und Vertragsabschlüssen durch 
die Bundesrepublik hinsichtlich der Saar innerhalb des Saar- 
gebietes freiheitlich demokratische Zustände geschaffen werden; 

daß der de - facto - Abtrennung von Deutschland ein Ende 
gemacht und seine Zugehörigkeit zu Deutschland beachtet 
wird? 

2. Welche Angaben kann die Bundesregierung über die Gespräche 
des Herrn Bundeskanzlers und Bundesministers des Auswärtigen 
in Paris vom 9, März 1954 und über den Inhalt der französischen 
Saarnote vom 8. März 1954 machen? 

3. Hält die Bundesregierung eine Volksabstimmung in einem deut- 
schen Teilgebiet über dessen Zugehörigkeit zu Deutschland für 
zulässig? 

4. Hält die Bundesregierung sich für berechtigt, einem Abkommen 
über das Saargebiet beizustimmen, ln dem sich andere Mächte 
verpflichten, bei Friedensverhandlungen für die Abtrennung des 
Gebietes von Deutschland einzutreten? 

5. Steht die Bundesregierung zu früheren Erklärungen, nach denen 
sie die Saarregierung als nicht demokratisch legitimiert betrachtet? 


Bonn, den 17. März 1954 
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